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Begründung der Jury

Roland Muschel beschreibt die sehr 
aktuelle Debatte um ein Bleiberecht 
für abgelehnte, aber gut integrierte 
Asylbewerber. Menschen, die arbeiten 
wollen, aber nicht dürfen. 
Zoher Sabeel zum Beispiel. Der Pa-
kistani ist ausgebildeter Gipser 
und Stuckateur. Er spricht fließend 
Deutsch. Beim Mannheimer Familien-
betrieb Bauer GmbH hätte er sofort 
einen Job. Ein Arbeitgeber benötigt 
einen Fachmann und ein junger Mann 
eine Beschäft igung. „Eigentlich eine 
einfache Geschichte“, schreibt Mu-
schel in seiner Reportage, wären da 
nicht Gesetze und ihre Auslegung 
durch Behörden. Denn Sabeels Asyl-
antrag wurde abgelehnt. Die Behörden 
können die Ausreisepflicht wegen feh-
lender Papiere allerdings nicht vollzie-
hen. Der 24-Jährige lebt nun von staat-
lichen Transferleistungen, anstatt als 
Gipser zu arbeiten und Steuern zu 
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zahlen. Kein Einzelfall. Arbeit ist die 
beste Form der Integration. Dieser 
Satz prägte die Flüchtlingsdebatte in 
den Jahren 2015 und 2016 wie kaum 
ein anderer. Viele Unternehmen, vor 
allem im Handwerk, der Gastrono-
mie und im Pflegebereich, folgten 
den Appellen von Politikern fast je-
der Couleur und nahmen Flüchtlinge 
in ihren Betrieben auf. Sie bildeten 
die Menschen nicht nur aus. Sie un-
terstützten sie auch beim Spracher-
werb, bei der Wohnungssuche und 
den Behördengängen. Aus gutem 
Grund, denn auf dem leer gefegten 
deutschen Arbeitsmarkt fi nden vie-
le Betriebe längst keine Mitarbeiter 
mehr.  
War alles umsonst? Deutschlandweit 
wächst bei Unternehmern das Un-
verständnis darüber, dass integrier-
ten Arbeitskräft en die Abschiebung 
droht. Der Journalist skizziert die 
Bemühungen einer in Baden-Würt-
temberg gegründeten Unterneh-
mer-Initiative, deren Kernforderung 
es ist, Geflüchteten in Ausbildung 
und Arbeit rasch ein Bleiberecht 
auszusprechen. Viele Betriebe sind 
auf diese Menschen angewiesen - 
gerade in Baden-Württemberg, wo 
es Landkreise mit Vollbeschäft igung 
gibt, weshalb  zigtausend Stellen an-
sonsten unbesetzt bleiben. 
Roland Muschel hat einen sehr guten 
und preiswürdigen Beitrag geliefert. 
Es ist ihm hervorragend gelungen, 
dieses Thema in politisch aufgeheiz-

ten Zeiten sachlich, ausgewogen 
und sehr unaufgeregt zu beleuchten.  
Herzlichen Glückwunsch zum 
Willi-Bleicher-Preis 2019.

Roland 
Muschel
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Viele Unternehmer sind dem Ruf der Politik gefolgt. Sie haben 
Flüchtlingen einen Job gegeben. Jetzt fühlen sie sich im Stich 
gelassen, weil ihren ausländischen Mitarbeitern die Abschiebung 
droht.

Achim Bauer sagt, am liebsten 
würde er Zoher Sa beel morgen wie-
der einstellen. Zoher Sa beel sagt, 
am liebsten würde er sofort den 
Arbeitsvertrag der Bauer GmbH 
unterschreiben. Dem Stuckateur-
fachbetrieb, bei dem er seine Aus-
bildung durchlaufen und sich be-
währt hat. „Er ist der beste Azubi, 
den wir in den letzten 20 Jahren 
hatten“, sagt Bauer, der den Fami-
lienbetrieb im Mannheimer Stadt-
teil Feudenheim leitet.

Ein Arbeitgeber benötigt einen 
Fachmann und ein junger Mann 
eine Beschäft igung. Eigentlich 
eine einfache Geschichte. Wären 
da nicht Gesetze und ihre Ausle-
gung durch Behörden.

Als er 16 Jahre alt war, so erzählt 
es Zoher Sabeel im Büro seines 
Ausbildungsbetriebs in fließen-
dem Deutsch, hätten ihn seine El-
tern losgeschickt, weg aus Pakis-
tan, „wo es keine Zukunft  gibt“. 
Sie übergaben den Sohn einem 

Schlepper, auf abenteuerlichen 
Wegen landete er in Mannheim, 
ohne Deutschkenntnisse und Pa-
piere. Er kam in ein katholisches 
Jugendheim, ein Kunde der Firma 
Bauer. Er lernte Deutsch, mach-
te den Hauptschulabschluss und 
beim Stuckateurfachbetrieb ein 
Einstiegsqualifi zierungsjahr, ein 
Art Langzeitpraktikum, das als Brü-
cke zur regulären Ausbildung die-
nen soll. Es folgten die Ausbildung 
zum Gipser und Stuckateur – und 
Probleme mit Behörden. Ein Asyl-
antrag wurde abgelehnt. Achim 
Bauer musste kämpfen, dass sein 
Schützling die Ausbildung been-
den kann. Direkt im Anschluss, 
im Juli 2017, strichen die Behör-
den die Beschäft igungserlaubnis. 
Gerichte bestätigen die Entschei-
dung. Zoher Sabeel sei „abgelehn-
ter Asylbewerber und vollziehbar 
ausreisepflichtig“, schrieb das Re-
gierungspräsidium Karlsruhe am 
15. Juni 2018. Und: „Ein Asylver-
fahren ist nicht der richtige Weg, 
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auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
Fuß zu fassen.“

Fehlende Papiere
Die Krux ist nur, dass Zoher Sa-
beel einerseits längst Fuß gefasst 
hat und die Behörden andererseits 
die Ausreisepflicht, auf die sie ver-
weisen, wegen der fehlenden Pa-
piere gar nicht vollziehen können. 
Anstatt als Gipser zu arbeiten und 
Steuern zu zahlen, lebt der 24-Jäh-
rige nun von staatlichen Transfer-
leistungen.  „Er ist seit acht Jahren 
im Land, beherrscht die deutsche 
Sprache in Wort und Schrift , will 
sich integrieren, arbeiten, Steuern 
zahlen.  Keiner versteht, dass ein 
topausgebildeter junger Mann zur 
Untätigkeit gezwungen wird“, sagt 
Achim Bauer. Im September geht 
einer der sieben Beschäft igten in 

Ruhestand. Zoher Sabeel wäre der 
ideale Ersatz.

Deutschlandweit wächst bei Un-
ternehmern das Unverständnis 
darüber, dass integrierten Kräf-
ten die Abschiebung droht. In Ba-
den-Württemberg haben Antje 
von Dewitz, Geschäft sführerin des 
Bergsport-Ausrüsters Vaude, und 
Gottfried Härle, Chef der Braue-
rei Härle, im Frühjahr eine Initiati-
ve gegründet. „Wir haben mit einer 
handvoll Unternehmen begonnen, 
jetzt sind es 120“, sagt Härle in ei-
nem Besprechungszimmer seiner 
Brauerei in Leutkirch. Ihre Kern-
forderung: Geflüchteten in Aus-
bildung und Arbeit rasch ein Blei-
berecht auszusprechen. Härle ist 
Mitglied der Grünen, etliche Mit-
streiter sind bei der CDU. In der 
Ablehnung der behördlichen Pra-

Roland 
Muschel

Flüchtlinge lernen die Arbeit mit einem Schweißbrenner. Ihre Ausbildung 
garantiert nicht, dass sie auch in Deutschland bleiben können. 
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Eine Initiative von Gottfried Härle (oben) fordert , 
dass Flüchtlinge mit Jobs im Land bleiben können. 
Das unterstützen auch der grüne Integrationsminis-
ter Manfred Lucha und der SPD-Abgeordnete Boris 

Weirauch (Mitte); sowie Stuckateur Achim Bauer 
und sein ehemaliger Azubi Zoher Sabeel (unten).
Fotos: Oliver Schulz, Roland Muschel (2), 
Götz Schleser, Sozialministerium
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xis sind sich alle einig. Die Initia-
tive will sich jetzt auch für Firmen 
anderer Bundesländer öff nen, die 
Nachfrage ist enorm. 

Im April hatten Härle und Co. ei-
nen Termin mit Baden-Württem-
bergs Innenminister Thomas Strobl 
(CDU), im September folgt einer im 
Kanzleramt, bei der Integrations-
beauft ragten der Bundesregierung, 
Annette Widmann-Mauz (CDU).  
„Wir erhalten viele positive Signa-
le. Aber in der behördlichen Pra-
xis hat sich seit dem Gespräch mit 
Herrn Strobl bislang nichts geän-
dert“, stellt Härle fest.

Der Brauer beschäft igt fünf Ge-
flüchtete. „Vor drei Jahren hat die 
Politik gesagt: Auch die Unterneh-
men sind gefordert, Arbeit ist die 
beste Form der Integration.“ 2015 
seien die Bedingungen unklar ge-
wesen, trotzdem hätten viele Fir-
men Zeit und Geld investiert. Nun, 
da die neuen Arbeitskräft e einge-
arbeitet und integriert seien, dro-
he vielen die Ausweisung. Weil 
der Asylantrag inzwischen abge-
lehnt wurde. Oder weil die Behör-
den die Mitwirkungspflicht bei der 
Identitätsfeststellung verletzt se-
hen. „Um einen Führerschein zu 
machen, brauchen Geflüchtete 
weder einen Pass noch eine Ge-
burtsurkunde. Für eine Arbeitser-
laubnis aber schon“, sagt Härle. 
„Dabei kann man mit einem Füh-
rerschein mehr Schaden anrichten 
als in unserer Brauerei.“ Als die 
Unternehmer im April bei Strobl 

vorsprachen, signalisierte der In-
nenminister Verständnis für deren 
Nöte, benannte aber auch seine 
Schmerzgrenze: Bei der Identitäts-
feststellung könne es „keinen Ra-
batt“ geben. Und: „Ausreisepflicht 
heißt Ausreisepflicht.“

Plädoyer für „Spurwechsel“
In seinem Stuttgarter Abgeord-
netenbüro hat der Mannheimer 
SPD-Politiker Boris Weirauch Korre-
spondenzen ausgebreitet. Der An-
walt hat versucht, für Zoher Sabeel 
auf eine unbürokratische Lösung 
hinzuwirken. Generell wirbt er da-
für, Geflüchteten in Ausbildung 
und Arbeit einen „Spurwechsel“ 
zu ermöglichen: von der Duldung 
zu einem gesicherten Aufenthalts-
titel. Bei seinen Wählern in der 
Arbeiterstadt erhalte er dafür Zu-
spruch. „Die Leute verstehen nicht, 
dass Geflüchtete, die hart arbeiten 
und Steuern zahlen, von Abschie-
bung bedroht sind, während den-
jenigen, die vier Mal beim Drogen-
verkauf erwischt werden, nichts 
passiert.“

In Baden-Württemberg sind von 
den zwischen Anfang Juni 2017 
bis Ende Mai 2018 geplanten 8033 
Abschiebungen 4886 gescheitert. 
Viele Bürger haben den Eindruck, 
dass sich Deutschland ein Parado-
xon leistet: Während gut integrier-
te Leute mit Arbeitsverboten be-
legt werden, schafft   es der Staat oft  
nicht, Kriminelle oder Islamisten 
rückzuführen.

Roland 
Muschel
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Weirauch hat in einer parlamenta-
rischen Initiative nachgefragt, wie 
Strobl Unternehmern entgegen-
kommen will. Die Antworten fallen 
aus SPD-Sicht enttäuschend aus. 
Darin bekennt sich  Strobls Haus 
weder off ensiv zu einer Stichtags-
regelung noch zu Ermessensspiel-
räumen, sondern 
verweist auf den 
Berliner Koaliti-
onsvertrag. CDU, 
CSU und SPD ha-
ben auf Bundese-
bene ausgemacht, 
ein Einwande-
rungsgesetz zu 
erarbeiten. Das gelte es „abzu-
warten“. Strobl wäre vielleicht kon-
zilianter, wenn nicht die Innenmi-
nister der Union vereinbart hätten, 
bis zu den Landtagswahlen in Bay-
ern und Hessen im Oktober den 
Ball flach zu halten. Die Angst, 
Wähler an die AfD zu verlieren, ist 
groß.

Die hat der grüne Sozialminister, 
Manfred Lucha, nicht. Er hat jüngst 
einen Vorschlag für ein Einwande-
rungsgesetz auf Bundesebene vor-
gelegt. Nun sitzt er in einem Büro 
im „Haus 49“, einem „Internationa-
len Stadtteilzentrum“ im Stuttgar-
ter Norden, wo der Migrantenanteil 
hoch ist. „Ein Einwanderungsge-
setz ist essentiell. Wir brauchen es 
allein schon, um unseren materiel-
len Wohlstand zu sichern“, sagt er. 
„In Baden-Württemberg sind der-
zeit 130 000 Stellen unbesetzt, wir 
haben Landkreise mit Vollbeschäf-

tigung, die Wirtschaft  ruft  nach Ar-
beitskräft en. Das sind die Fakten.“

Sein Vorschlag sieht auch eine 
Stichtagsregelung für geduldete 
Flüchtlinge vor, die unbescholten 
und in Arbeit sind. „Wir müssen 
wegkommen von diesen kleintei-
ligen Einzelfallentscheidungen 

und einen Stich-
tag defi nieren.“ 
Der Fall von Zo-
her Sabeel aber, 
sagt Lucha, falle 
„in meiner Inter-
pretation“ unter 
die 3-plus-2-Re-

gel. Die hatte der grüne Minister-
präsident Winfried Kretschmann 
2014 dafür ausgehandelt, dass 
Baden-Württemberg im Bundesrat 
der Einstufung der Balkanstaaten 
zu sicheren Herkunft sländern zu-
stimmt. Sie besagt, dass Flüchtlin-
ge nach einer dreijährigen Ausbil-
dung unabhängig von ihrem Status 
noch zwei Jahre in Deutschland ar-
beiten dürfen.

Geflüchtete wie Lamin S.  (28) hof-
fen derweil auf eine Stichtagsre-
gelung, die auch angelernte Kräf-
te einschließt. Der Gambier, der 
selbst kein Bier trinkt, arbeitet seit 
2015 bei Härle in der Flaschenfül-
lerei. Die Brauerei hat verschie-
dene Biersorten in verschiedenen 
Flaschengrößen. Wenn die Kisten 
zurückkommen, ist vieles durch-
einander. Lamin sortiert dann die 
Flaschen. Es ist eine Arbeit, für die 
man keine Vorkenntnisse braucht. 
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Keiner  versteht ,  dass  e in  top - 
ausgebi ldeter  junger  Mann 
zur  Unt ät igke i t  gezwungen 
wird .
Achim Bauer
Lei ter  e ines  Stuckateur fachbetr iebs
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Aber er macht sie gern. Sein Asyl-
antrag ist inzwischen abgelehnt, 
der Widerspruch liegt beim Ver-
waltungsgericht, daran hängt auch 
seine Arbeitserlaubnis.

Kürzlich hat Lamin S. seinen Chef 
gebeten, ihm eine Urkunde auszu-
stellen, die bestätigt, dass er ein 
guter Arbeiter sei. Härle hat eine 
Seite aufgesetzt, die besagt, dass 
Lamin S. seit 2015 bei ihm be-
schäft igt ist und seine Sache gut 
macht. Der Gambier hat das Do-
kument in seinem Zimmer aufge-
hängt. Ein guter Arbeiter zu sein, 
für ihn zählt das.

Roland 
Muschel


